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43. Bundesgesetz: Änderung des Bundes-Sportförderungsgesetzes 
(NR: GP XXI RV 448 AB 953 S. 92. BR: AB 6573 S. 684.) 

 

43. Bundesgesetz, mit dem das Bundes-Sportförderungsgesetz geändert wird 
Der Nationalrat hat beschlossen: 

Das Bundes-Sportförderungsgesetz, BGBl. Nr. 2/1970, zuletzt geändert durch das Bundesgesetz 
BGBl. I Nr. 158/1999, wird wie folgt geändert: 

1. § 5 wird durch folgende Abs. 3 und 4 ergänzt: 
„(3) Der Bund kann vor der Gewährung einer Förderung aus Bundesmitteln für ein Investitions-

vorhaben vom Förderungswerber Gutachten von vom Bund vorgeschlagenen zur Prüfung von derartigen 
Investitionsvorhaben öffentlich bestellten Sachverständigen verlangen, in denen das Investitionsvorhaben 
auf seine Wirtschaftlichkeit, Zweckmäßigkeit und Sparsamkeit nach Vorgaben des Bundes sowie im 
Hinblick auf die Sicherung der laufenden Betriebsführung geprüft wird. Die Kosten der Gutachten hat 
der Förderungswerber zu tragen. Solche Gutachten können vom Bund nur dann verlangt werden, wenn 
die voraussichtlichen Kosten der Gutachten in einem angemessenen Verhältnis zu den im Förderungs-
antrag enthaltenen Gesamtkosten des Investitionsvorhabens, der beantragten Höhe der Förderung aus 
Bundesmitteln und der Höhe der beabsichtigten Förderung aus Bundesmitteln stehen. 

(4) Hat der Bund ein Gutachten gemäß Abs. 3 verlangt und wurde in diesem die Wirtschaftlichkeit, 
Zweckmäßigkeit und Sparsamkeit des Investitionsvorhabens und die Sicherung der laufenden Betriebs-
führung bestätigt, ist anlässlich der Gewährung einer Förderung aus Bundesmitteln für das betreffende 
Investitionsvorhaben die Einsetzung eines Beirates zum Zweck des begleitenden Controllings 
vorzusehen. Die näheren Regelungen über die Tätigkeit des Beirates sind in der entsprechenden 
Förderungsvereinbarung zu treffen. 

Dem Beirat haben zumindest anzugehören: 
 1. ein Vertreter des Bundesministeriums für öffentliche Leistung und Sport; 
 2. soweit das Vorhaben von anderen Bundesdienststellen gefördert wird, je ein Vertreter der betref-

fenden Bundesdienststelle; 
 3. soweit das Vorhaben von sonstigen Rechtsträgern gefördert wird, je ein Vertreter des betref-

fenden Rechtsträgers; 
 4. auf Kosten des Förderungswerbers der/die Prüfer, der/die die Gutachten gemäß Abs. 3 erstellt 

hat/haben.“ 

2. § 18 lautet: 
„§ 18. Die Bestimmungen dieses Bundesgesetzes gelten nicht für die Förderung der Sportausübung 

von Bundesbediensteten sowie von Angehörigen des Präsenz-, Miliz- und Reservestandes durch den 
nach der Ressortzugehörigkeit zuständigen Bundesminister.“ 
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